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Zu Absatz  1 Nr. 3: 

Ein Erlass ist nur dann zulässig, wenn eine Stundung nicht in Betracht kommt. Für 

einen Erlass ist ein Antrag des Anspruchsgegners erforderlich. 

Die vorgenannte Regelung gilt sinngemäß (Verzicht) auch für zivilrechtliche An- 

sprüche. 

Zu  §  23  Geldanlagen 

Die Anlage soll in erster Linie in Festgeldern oder in festverzinslichen Wertpapieren 

erfolgen. Ausschließl ich für langfristige Zwecke bestimmte Mittel, insbesondere für 

Pensionsverpflichtungen, können in begrenztem Umfang in Anteilen an Invest- 

mentfonds   im   Sinne   des   Investmentgesetzes    (lnvG),   angelegt  werden . 

Die Investmentfonds dürfen: 

1. nur von  Investmentgesellschaften  mit Sitz in einem  Mitgliedstaat  der  Europäi-

schen Union verwaltet werden; 

2. nur auf Euro lautende und von Emittenten mit Sitz in einem Mitgliedstaat;

3. der Europäischen Union ausgegebene Investmentanteile;

4. nur Standardwerte in angemessener Streuung und Mischung;

5. keine Wandel- und Optionsanleihen und

6. insgesamt höchstens 30 % Anlagen in Aktien , Aktienfonds und offenen Immo-

bilienfonds, bezogen auf den einzelnen Investmentfonds, enthalten . 

Die Anlage der Mittel im Übrigen ist entsprechend der Fristigkeit der Verpflichtun- 

gen auszurichten. 

Zu § 24  In-Kraft-Treten/Geltungsdauer/Übergangsregelungen 

Kein Regelungsbedarf ersichtlich. 

 Kassel, 01. Januar 2014 

   Gez. Gez. 
   Prof. Dr. Martin Viessmann Dr. Walter Lohmeier 
   Präsident  Hauptgeschäftsführer 
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